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Bei der Reform des Gesellschaftsrechts standen fiskalrechtliche
Erwägungen im Hintergrund. Die Bemühungen, eine echte

Verschärfung der Kontrollen herbeizuführen mit dem Zweck,
die schwarzen Schafe zu eliminieren, ist offenbar im Vordergrund

gestanden. Die Folgen für das liechtensteinische
Gesellschaftswesen sind im Moment schwer zu beurteilen.
Langfristig ist zwar mit einer Abnahme der Gesellschaften zu
rechnen vor allem wegen der Kosten und auch deshalb, weil
andere Länder nun günstiger sind. Diese Erschwernisse sollen
zu einer wünschbaren Entwicklung und zur Image-Verbesserung
des liechtensteinischen Gesellschaftswesens beitragen.

LIECHTENSTEINER LANDTAG VERSCHÄRFT AUSLANDERBESTIMMUNGEN

(sda) Das Liechtensteinische Parlament, der Landtag,

hat in seiner Sitzung einer Verschärfung der
Bestimmungen in bezug auf den Erwerb von
Grundstücken und der Bewilligung für die selbständige
Führung eines Gewerbebetriebes durch Ausländer
vorbehaltlos zugestimmt. Die Regierung hatte in ihrer
Vorlage eine Verdoppelung der Wohnsitzfrist auf
zehn Jahre, sowohl für den Grunderwerb als auch für
die GeWerbebewilligung vorgeschlagen.
Regierungschef-Stellvertreter Hilmar Ospelt begründete

vor dem Parlament die Absicht der Regierung
mit den Worten, es gehe nicht um eine Einengung
des Freiheitsraumes des Einzelnen. Vielmehr dienten
die Massnahmen dazu, die wachsende Ueberfremdung
auch im Bereich der gewerblichen Wirtschaft und
beim Grundverkehr einzudämmen. Die Massnahmen würden

im übrigen nicht jene Ausländer treffen, die
schon in Liechtenstein wohnen, sondern sie
sollten der steigenden Zahl von Neuzuzügern
entgegenwirken, indem sie die Attraktivität des Landes
Liechtenstein als Wohnsitzland für Ausländer
vermindern.

Diese neuen Massnahmen haben uns aus Kreisen unserer Landsleute

eine Flut von Briefen und Telefonanrufen eingebracht,
die der Vorstand an einer ausserordentlichen Sitzung zu
behandeln haben wird.
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